




























1 . 2

Dle Dätenschutzbeauflragten verschließen sich nichl der Notwendigkeit, die Befug-
nisse der Sicherheitsbehörden und ihfe Informationstechnik neuen Anforderungen an-
zupassen. Sie warnen jedoch davor tefforistische Anschläge zum Anlaß lÜr weitrei-
chende Einschränkungen des Dalenschulzes zu nehmen, die zur wlrksarnen Bekämp-
lung des Tef ior ismus nicht einmal geeignet sind. Das Spannungsverhäl lnis zw schen
Datenschulz und Sicherheitdarf n cht einseiiig zu Lästen der verfassungsmäßig garan-
I erten Bürgeffechte aulgelösl werden. Die Siluallon verbietet obedlächliche Polemik
und verlangt diifefenzierte Ldsungsansätze, die die Bekämplung des Terrorismus ver
bessern, ohne wesent lche Elemente des freihei t lchen Rechtsstaates in Frage zu stel_

Zum Stand der Gesetzgebung

Drei Jahre sind vergangen, seit das Bundesverfassungsgerlcht sein Volkszäh ungsuF
teiLverkündel hat.  Dle für die Vorberei tung von Gesetzen zuständigen Stel len, die B!n-
desregierung und die Landesregierungen, haben slch einige Zei l  gelassen fürdleAna
yse des Urtei ls,  haben dann aber eingeräumt, daß d e Enlscheldung sich nicht nur mi l
der zwangsweisen Erhebung personenbezogene. Daten zu statistischen Zwecken be-
fasse, daß sie v elmehr grundsätzliche rechts- und vedassungspolit sch bedeutsame
Aussagen zum al lgemeinen Persönl ichkeitsrecht enthalte und milhin lür al le Befeiche
der Vetuat!ng, in denen personenbezogene Daten erhoben und verarbei lel  würden.
zu beachten sei (Zitat aus der Begründung zu dem von der Bundesregierung zusafir-
men mit den Koalitionstraktionen eingebrachten Pakel der sogenannlen Slcherheits-
und Daienschutzgesetze). Doch haben d e Vefantwortl chen Taten kaum folgen lassen,
abgesehen von der hessischen Koal i l ion, die lm Noveanber eine Novel l ier!ng des Da-
tenschutzgesetzes verabschiedet hat - ein neLres Gesetz, das den Datenschutz e n
gutes StÜck voran gebracht hal -, und abgesehen von der nordrhein-wesllälrschen
Ländesreglerung, d e Anfang Dezember einen Enlwurf  zur Novel ierung des Daien-
schutzgesetzes im Landtag eingebrachi hal e nen Entwurf, der sich ebenfalls in er-
l reul icher We se von dem Enlwurf  der Bundesregierung zur Novel lerung des Bundes-
datenschutzgesetzes abhebt.

Der Hamburger Senal hat mehrlach zum Beispiel  in seiner Stel lungnahme zu mei
nem 3. Tätigkeitsber chl und in seinef Anlworl auf ein Ersuchen der Bürgerschall zu
meinem 2. Tät lgkeitsbericht -  heruorgehoben, daß nach seiner Auffassung die sei l
Jahren vielfach geforderte Verbesserung des Datenschutzes - insbesondere durch
eine Novellierung des Bundesdalenschutzgeselzes, aber auch durch bereichsspezrli
sche Regelungen - durch das Volkszählungsurtei l  unÜbersehbare Dringl ichkeit  erhal-
ten habe. Er hat mi l  Kr i t ik an der Bundesregierung und den sie üagenden Frakt ionen
nicht gespart ,  durch deren Säunrnis.  nlcht elngelöste Ankündigungen und Une nigke i
zunehmend ein unhal lbarer Zustand elnqetreten sei  Gleichzelt ig hat der Senai jedoch
deut l ich gemachl,  daß es ihm emptehlenswert ersche ne, zunächst das Ergebnis von
Beratungen auf Bundesebene abzuwarten, ehe er eigene Ini t iat iven zur Novel lerung
von Ländesgesetzen ergreilen und GesetzeniwÜrfe in der Bürgerschalt einbrlngen
wol e Sollle der Bund jedoch seiner Veranlwortung und der von ihm beanspruchten
Schriltmacherfunktion auf dern Gebiel des Datenschutzes nichl alsbald gerecht wer-
den- könnlen die Uinder nichl  unbegrenzt länger warten - so der Senat Anlang i985
lch melne, daß der Senat in der Tat nicht länger warten kann und aul vlelen Auigaben-
gebieten, für die ch schon n meinen lrüheren Tät igkeitsber chten Geselzesini t ia i iven
angemahnt habe (Po izei ,  Vedassungsschuiz,  Gesundhei lswesen, Stal  s l  k usw). tät ig
werden muß.

Dabej gehe ich von der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerlchts aus, we che
sich schon wiederhol l  mit  der Situat ion beschäft igt  hat,  daß fÜr einen Grundrechlsern_
gri f f  Rechtsgrundlagen enlweder ganz lehlen oder daß sie unzurelchend sind 1n die'
sen Fällen hat das Bundesverlassunqsgerichi die Notwendigkeil von Ubergangskisten
anerkannl,  in welchen der Geselzgeber Gelegenhei l  zu einer ver lassungsgemäßen
Begelung haben mLrß. FÜr dle Dauer derart iger Ubergangskisten hat es keine alge_
melngültlgen [,4aBstäbe gesetzt. Versch]edentlich hal es darauf abgestelll. daß eine ge_



setzl iche Regeiung in der laufenden Legislaturperiode des parlaments edoloen müsse.
Eine Uoergalgsktst .dnne oann r icht la lger ane.^anrl  we.oen. wern deiGesptTge-
ber eine Neuregelung ungebühr ich verzögen habe. Wenn ich nun die Intensität der
Auseinandersetzung um die Bewertung des Votkszähtungsu(e s, die Fü e Lrnd Kom-
plex täi des zu regelnden Stottes, den Sland der Vorbereitungen der ceseizgebung
und die selt der Entscheidung verstrichene Zeit berücksichtige, so komme ich zu de;
Ergebnis,  daß die Fr is l  spätestens mrt dem Ende der neuen Wahtperiode der Büroer_
scharr abläuf l .

Aul Bundesebene haben die Koatitionsfraktionen im Januar das bereils erwähnle paket
der Sicherheils- und Dalenschutzgesetze e ngebracht. Vier der cesetzentwürte sind
nichl  mehr lm Bundestag beraten worden und werden der Diskont inuttät  anheim fal len_
in der neuen Legislaturperiode des Bundeslages müssen also neue Entwürle einae-
b'achl werdel.  lc l  l -al le m,c' l  scnol m voriger Iät igtettsoeriLhl  zu oer Geselzesrär-
haben geäußert und war zu dem Ergebnis gekommen, daß die Eniwürte deuf l  ch h ntef
den verlassungsrechl l ichen Anlorder!ngen zurückgebl ieben seien und wir es nichl  zu
bedauern hätten, wenn es n cht mehr zu Gesetzesbeschtüssen kärne. Diese Bewer,
tung bleibl bestehen

Dre Enlwür{e hat le der Bundestag mit  geradezu atemberaubender Geschwlnd qkei l
berdlen ,r ld : ie schor i rn Feb lar verabschipdet.  Dte Ge.etze sol .an dm I Aori l ;98/
in Kraft lreten Es handelt sch um
- elne Andefung des Personalauswe sgeselzes, durch d e -  nunmehr endgült ig _

der maschinenlesbare Persona ausweis eingeiührl  werden sol l ,
-  eine Anderung des Paßgesetzes, durch dte der mascf lrnentesbare ReiseDaB einoe-

lJhr l  weroen so I  und
e ne Anderung des Straipfozeßordnung, durch die die sogenannle Schteppnetz-
iahndung ermögl icht werden solt .

Anlang Dezember ist - plötzlich als eines der sogenannten Anl _TerroFGeselze eine
Anderung des Straßenverkehrsgesetzes h nzugekommen, die vor al lem den direkien
Zugtill det Pa ize aul die Datenbestände des Kratfiahrtbundesamtes (ZEVtS) fechfltch
absichern sol l .

Diese vie r  Geselze haben e nes gemeinsarr j rSie sol ]en die Einfühfunq neuer lnforma
t ors- J10 Ko--uniki l ,onssysrFme. oie Nulzu rg modernsre. Teclni(  ; . -ogtrchen M I
ihnen wird h ngegen ganz ol lensicht lch nicht dte Absichl  verfolgt ,  die nöt igen Konse,
quenzen aus dem Volkszählungsu ett  zu ziehen und traglähige Rechtsgrundtagen für
so che Grundrechtseingr l ie zu schaffen, dte sich aus der schon heute prakt iz ier len In-
lormationstätigkeil des Slaales ergeben, D.h., die polizei etwa oder der Verfassunqs-
schurr.  dprel  aLromorisiele Verlah en cchon lalgst einF.r t \onel sraroaro errp,chr io-
ben und immer weiter ausgebaut werden, dürfen bis auf weileres den überoanosbo-

Dies ist  um so bedenklchet als jedes der v er verabschiedeten Gesetze der polzei
neue lechnische Kontrollnröglichke ten gibt. ohne daß zug eich geregett ist in den
Polizeigesetzen oder der Strafprozeßordnung -, wetches Ausmaß an Kontro e den
Bürgern zugemutet werden sol . Konkrel: Be Einlührung des computeflesbaren perso-
nalauswe ses werden die Voraussetzungen nicht festgelegl sein, unter denen d e poli-
zei  -  mi l  Hl l fe des neuen Auswe ssystems - personenkontrolen durchführen und
Personalen feslstel len dad. Bei Eröffnung der H-Antrage Iür diejenigen pot izeidiens!
stel len, die bislang noch n chi  an ZEVTS angeschiossen waren, und Einführunq der p-
An1a9e lür al le Polzeibe'rörde1 werdel o e Befugl,sse der ootrze LI Hatte.Gsrste -
lung und zur Nulzung der Halterdaten nicht gektär l  sein. S t6gd SipO schteßt ich
schaffl eine isol erte und a tein aul S 1i1 SlpO (Einrichtung von Koniroltslellen) abge-
st immte Regelung Iür best immle Fahndungsmaßnahmen, weihrend die Strafproz;ß-
ordnung im übrigen keine Vorschri t len enthält ,  aus denen s ch Zutässiokeit  und Gren-
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meiner Dienststel le unverme dl ich sind. Enlsprechende Ste lenanträge werde ich iür
dle kommenden Hausha tsjahre slel len.

Schl eßl ich b n ich der Meinung. da8 die Bewe ung einiger vorhandener D enslposten
nicht den Anforderungen entspr ichl ,  dle an die Stel leninhaber zu stelen sind. Sie häl l
auch den Vergleich mit  entsprechenden Täl gkei len n anderen Behörden nlcht stand.
lch werde deshalb zum Sle lenplan T988 die von mir als vordr ngl ch erachlelen Slel-
lenhebungen beantragen und hoffe, daß ich trolz der angespannten HaLrshal ls lage
vom Senat hier in unterstützt  werde

Eingaben

Bis zunr 3. Dezemb-^r 1986 g ngen 299 E ngaben ein. Sie betrafen iolgende Berelche:

A Ötlenl icher Bere ch 129
davonSrcherhertsbererch 46

Gesundhei ls- und
Sozialbereich 34

übrige Bereiche 49

B N chföilentlicher Bereich 170
davon Vercandhande 13

Versicherungswrtschait  31
inkl .  Auskunitsstel l -"  über
den Versicherungs-
außendienst
Kredi lwi schaf l  29
Sonstige des 3. Abschnitts 59
Auskuntleien 35
Sonsi ige des 4 Abschni l ts 3

Beobachtung der automatisierten Datenverarbeitung (ADV)

Dezentrale Dalenverarbeitung

Angesichls der schnel len Entwicklung der Dale nverarbe tu ngstec h n k und des anha-
lenden Preisverlal ls vor a lem im Bere ch der Cornputer Hardware ha ten auch n der
Velwatung kleinere und kleinsie Dv-Systeme verslärkl  Einz!9. Das Erscheinungsb ld
der e ngeseizten Geräie und Anagen ist  auBerordent l ich viel lä l l  g.  Das SpeklrLrm
reichl  von den sog, 'Abtei lungsrechnern'  über Mehrplatzsysteme bis zu Personalcorn
putern versch edener Le slungsklassen. Be der Software gewlnnen ..Anwendefsy'
steme" (2. B. Textverarbeilungs- und Datenbankverwalt!ngssysleme) an Einl uß. Dlese
Systeme ermögl chen es auch l,4itarbe tern ohne tielere ADV-Kenntn sse, nach n!r ver-
hältnisrnäßig kurzer Einafbeitungszelt  Vedahren zu entwickeln und abzuwickeln

Neben den ,aulonomen" Anlagen mit  eigener Verarbe tungskapazität  verbesse( sich
auch die Ausstattung mit  Bl ldschirmlerminals,  die m Rahmen umfangrecher Verlah_
ren im Onl ine-Betr ieb mit  der Datenvefarbeitungszentra e (DVZ) belr  eben werden.
Neben und anslelle von zeniral beiriebenen ,Stapelverlahren" ireten zunehmend Dia_
logveriahren, die e nen d rekten Zugrill aul benöligle Daten vom Arbeilsplaiz aus er-
mögl lchen.

Auf längere slchi  ls l  zu eßarten, daß die Enlwicklung der Datenendgeräte. der vermit t
lungs- und der Ube ragungstechnik zur verslärkten Vernelzung zentraler und dezen_
traler Datenverarbeitung fÜhd und die heut ige Trennung zwischen.,aulonomer'DV
On-llne-Vertahren mlt ,dummen Terrnlnals" und nur zenträl betriebener DV schriltweise
aulgehoben wird. H er lür spr ichl  nrchl  nur die von der Post geplanle Diensl integral  on



im Rahmen eines .dienste-tntegrierenden digi talen Nelzes'  -  tSDN * (vergteiche
h erzu auch Nr 3.2 des vor l iegenden Berichls),  sondern auch das zunehmende Ange-
bot von mul l i funkt ionalen Dalenendgerälen, die für verschiedene bislang getrennle
Densle (2.8. Telelonieren, Ettdschirmtext, ndivldue te Daten, und Textverarbe tu nq)
benulzt  werden können.

Algemein ist  schon heuie lestzustel len, daß die ADV stärker an die fachtch zuständi-
gen Mitafbeiter der Verwaltung hefanrückt und dam t nichl  mehr alein oder auch nur
vorrangig die Domäne der dal l r  spezlel l  ausgebi ldeten ADV,Fachkräf ie bleibt .

Der zunehmende Einsatz dezentra er Technik eröf lnet n cht nur ne!e Anwendunos
rdg'cl^ke len. soroerr b,ngr a rLh reL,niqe B si le l  - ,1 s c1 D es,a" l  .1 dur( h iot-
gende Be splele aus der Praxis hamburg scher Behörden i lustr teren:
(1) Zur Bewätigung einer belr  steten term nabhängigen Aulgabe setzte eine öl lent l i -

che Stelle einen PC ein [,,] t dem PC wurden personenbezogene Daien verarbeil-al.
A(]ßer der Eedienungskratt  hal te keine der an der Auigabenerlüt tung betei t ig len
Personen ADV-E ahrung oder Kontakt zu einer ADV-Gruppe. Bei der Prülung der
betreffenden Dv-Anwendung mußle ich feststelien, daß von den verantwo lchen
Personen genau genommen überhaupi keine Maßnahmen gelrof len worden waren,
ur i  die Ausführung der Vorschri l ten des HmbDSG zu gewährleisten. D e lür die PC
Bedienung zusländige Kral t  hal le ed gl ich von s ch aus einige Vorkehrungen ge-
troffen, um d e unbefugte Benuizung des PC zu verh ndern und um den Dalenbe-
sland be eventuelera Verlust oder Beschädigung rekonstruieren zu können. lch
wi l  an diesem Beispie nichl  aufzählen, was a les versäumt worden ist  und welche
N,4aßnamen bel dieser konkreten AnM/endung hätlen getrollen werden können und
müssen, um nLrr den erforder chen und angemessenen Sicherungs- und Organisa-
t ionsautwand zu edülen. lch habe diesen Fal lgesch ldert ,  um deut l ich zu machen,
daß nr t  der Verbrei tung der PC's in der Verwalt !ng i ramer mehr Personen automal -
srerte Datenverarbertung betreiben, d e .,von Haus aus" keine , Datenverarbeiler"
sind,d h ke ne Ausbl ldung as ADV-Organisat ionssachbearbeiter o.ä. erhaten ha-
ben Diese Personen sind in der Rege .  wenn sie mit  der PC Datenverarbei lung be-
ginnen, nichl  über Fragen des Dalensch!tzes und der Datensicherung informielr ,
ihnen feh t  e n enlsprechendes Prob embewußtse n S e kennen meist weder d e
Richt l  nlen, die das Senatsamt Iür den Vetua tungsdienst hierzu er lassen hai (ADV-
Handbuch Tel 4.1).  noch die einschlägigen Datenschulzbesi immungen. Selbst
wenn d ese Mitarbeiter -  mehr oder minder zufäl l ig aul d e Richt ln en und Be-
s|mmungen aulmerksam Werden. sind sie me sl  schon alein desha b nrcht ln der
Lage, dre Best mmungen r icht g anzuwenden, we I  hn€n d e Fachbegri f le n cht ge-
äul lg slnd.

Die Ursache für dle fehlenden Datenschulz- und Datens cherungskennlnrsse der
, .nrchtprolessionel len Dalenverarberter l iegt meines Erachlens in folgendem: Bis-
her waren in den Behörden nur ganz best immte IVitarbeiter Adressaten für Dalen-
Verarberlungs- !nd damil  auch lür Dalenschutz- und Datens cherungsiragen, näm-
l ich die Mitarbeiter n den Organisat ions, und Datenverarbei lungsretefalen (ADV-
Gruppen).  Der Informatlonsfuß zwischen dem Senalsaml und des€n Gruppen
tunktioniert So ist z. B. jedes ADV-Gruppen'lvlilg ied im Verteiler für die ADV-Hand-
bücher reglslr ien und erhä t  vom Senatsamt die Handbücher und eventuel le Ergän-
zungen. Nicht gerege t  rst  h ngegen, w e die Pc-Anwender die nicht zu e ner ADV-
Gruppe gehören, m t  den enlsprechenden Inlormat onen versorgt werden.

(2) Eine andere Stel le setzie einen PC ein, um damil  den Dalex-P-Dienst der Deul-
schen Bundesposl nutzen zu können. Die Sie le beabsicht igle.  mit  einer Gegen-
stel  e im Ausland zu kommunrzleren Da ein Verbindungsaulbau nur in abgehender
Richtung möglch sein nußte. brauchte die Stele keinen Datex-P-Hauplanschiuß,
sondern enlschloß s ch aus Koslengründen zu der Lösung, nur einen Wählzugang
über das Fernsprechnetz zum Datex-P-Netz (Datex P2oF,Betrieb) in Anspruch zu























































































































































































auch ein Tei l  der mediz nischen Daten für die Abrechnunq den Krankenhausverwattun-
gen zugängl ich gemacht werden. Dabei ist  jedoch fotgendes zu beachtenl
-  Eine Oftenbarung weiterer.  n den SS 16 Abs. 4 Salz 2 Nr 1, 24 Abs. 2 Bpf VO und

der entsprechenden Anlage nicht vorgesehener Dalen an die Krankenhausverwal-
tung ist  nichl  zutäss g. Dies g l t  insbesondere für Nebendragnosen

- Die offenbarten personenbezogenen Dalen dürten nur tür d e Erste tunq der Dra
gnoseslal  st ik verwendet werden. Eine tonl tudente E nwt i tgung der pat j ;nten um_
faßl al lenla ls eine Offenbarung def rnedtzinischen Daten gegenüber der KranKen,
hausverwaltung zu diesem Zweck. Keineslal ls düden die Daten der Krankenhaus-
verwaltung für andere Zwecke zur Vertügung gesteltt werden. D e Dalen s nd so
schnett  wte mög ch zu anonym sieren.

- Solern die Daten tn einer anonymisierten Datei gespe chert werden und Rück_
schlüsse aul einzelne pal ienten nrcht mehr mögl ich slnd, dürten sie m t  anoeren,
Eeret ls in der Kfankenhausverwal lung vorhandenen. Daten zu stat ist iscnen
Zwecken nuf zusammengeführt  werden. wenn sich dadurch das Re dent i f ikat ions-
r isrko nrcht erhöht

5.12.6.3 Berufsaufsicht über Ärzte der hamburgischen staa| ichen Krankenhäuser
Geben Beschwerden oder geltend gemachte Schadensefsatzansprüche von paiienien
und deren Angehörlgen sowte Eingaben von nichl-ärzf l ichen N,l i tarbe tern Antaß zu oer
Vermulung, ein Arzt könne gegen d e ärz| iche Berufsordnung verstoßen haben, beao
sicht igt  die Gesundheitsbehöfde. die für die überwachung der ärzl  ichen Beruispt i ichl
zusländige Arztekamrner Hamburg einzuschalten Bei der Abst immung einer enisp.e-
chenden Dienslanweisung habe ich die Auffassung verlreten, daß bei gteichzeit  g be-
abs chlrgter Ubermi !ng von pat,entendalen dafür ebenfa ts die Zust immuno der pa-
i ienlen edorderl ich ist  D e cesundhertsbehdrde har dies be der FormutrefLrna der eno
gült igen Fassung der Diensianweisung, d e am 29. September 1996 n Kraf i  oet.eren
ist .  berücksichl igt .

512.7 Uberprüfungen und Ergebn sse

5.12.71 AIDS-Beratungs- und informationsste e der cesundhettsbehörde m Al lqemernen
Krankenhaus St Georg

lVlt dalenschutzrechltichen Frageste ungen bei der Verwendung und Autbewahrung
p€rsonenbezogener Daten durch die AIDS-Beralungs- und lntormatio n sstel e habe lch
mich auf Bitte der dortigen t\,4ilarbeiler betaßI. Hinlergrund für diese Bitte war die Ein-
schätzung, daß die Beratungsstette dje poteniie len Adressaten ihrer Anaebote nur
dann erreichl ,  wenn weitgehende Anonym t6l  zugesrchen werden t  ann, da ;  den Bisl-
kog{uppen die 8elürchtung bestehl, daß entgegen den Außerungen der pottisch
\brantwodlichen - doch noch eine t\,ieldepflicht lür HTLV- t-lnfek|onen einoefühft
wird. Die Wal ' 'ung oer A'rolymität de, Belrol te ' ler rsr sorrt  /Jr Vo.ausse /L4q-de, tr l
haltlichen Arbeit erhoben worden. Dalenschutzrechitrche probleme Lönnen solaklisch
nrchl entstehen:
- Eanzelfallberatungen werden streng anonym durchgelührt. Im Beratungsfeqister

wird lediglich durch entsprechende Zerchen vermerkt, ob etne männIche ooer
weibliche Person beraten wufde und wann dte Beratung stattfand

- B€ider Durchführung anonymer und koslenloser HTLV- !Anllkörpenesls benulzr
die Beralungsslel le ,ür die EinsendiJnq des B utes Codes deren Zusammenser-'  zung auch den Testpefsonen nicht mitgele t  wird. Tetetonische Ausküntte uoer
Teslergebnrsse wefden nicht edeit ;  lür Autzeichnungen, dte zur Zuordnung der
Teslergebnisse edorderlich s nd, Werden ebenlal s nur diese Codes verwendet Da-
tenschutzrecht l ich is idagegen nichts einzuwenden:Um die cefahrvon Verwecns_
lungen der Testergebn sse bei Code-Übereinst immungen noch weiter zu ve in_
gern. habe ich e ne Verfe nerung der Codes angeregt.

-  Sowei i  für einzelne t \ t  tarbeiter aus der Berulsordnung für Arzle etne Dokumenra-
t ionspf lcht lotgt.  habe ch geraten. zusammen mit  der cesundhe tsbehörde uno
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der Arztekammer Hamburg eine Lösung anzusireben, d e einerseits dle Anonytrr ts
läl der Betroffenen gewährleislel, andererseits aber dte t/itarbeile, nicht der ce
fahr von Berutspf l ichlver letzungen aussetzt

5.T272 Gesundhei lsämter

In meinem 4. Täl gkei lsber cht (4.T3.2, S. t03 f t  )  habe ch ausführtrch über d;e aaren-
schulzrecht l iche Prülung e nes cesundheitsamtes berichtet.  Der Senat hatte in se ner
Slel lungnahme zu meinem 4. Täl gkeitsbericht (Bürgerschaf ls-Drs. i115992)darauf hin-
gewiesen, daß sich e ne Arbei lsgruppe mil  den angesprochenen prob emen beschäft !
gen sol le.  lch habe daraufhin angebolen, r .  ch an der D skussion von Anlanq an zu
belei lgen, da er lahrungsgemäß die Veränderung von Arbertsergebn ssen - v;r  af lem
wenn sre Von Arbe tskreisen vorgelegt werden - nur unter unverhältnismäßlgem AuT-
wand zu erreichen sl .  Darüber h naus gehört  die Beralung des Senats zu meinen ge-
setz chen Aufgaben (SS 18 Abs 4 S. 1 20 Abs. I  S. 2 HmbDSG).

Le der hal d e Verwaltung von meinem Angebot keinen Gebrauch gemacht lch wurde
ledigl ich darüber unterr ichtel ,  daß der Arbeitskre s eingerichtet wurde und einzetne
Themenbereiche Arbe lsgruppen aus Vertretern der Gesundhei lsbehörde und einzet-
ner Gesundhei lsämter zugewiesen wurden. We che Themen behande t  werden urd
wer r  den Arbeitsgruppen veirreten sl ,  wurde mir nicht m tgelei t t .  so daß mir nicht aus-
geschlossen scheint.  daß schon aul der Ebene der Ermi lunq der datenschulzrech!
lch relevanlen Prob emste lungen Detiz te entstehen tonnen, ; ie nachtrag ch dre ge-
samle Arbe t  des Arbeitskretses in Frage stei ten können. So habe tch u a. angefragt.
ob beisp elsweise die Schatfung zeitgemäßer bere ic hsspezif scher gesetz icher
Grundlagen auch Gegensland der Beratungen se n sol l .  da d es nach dem Volkszan-
lungsurte I  des Bundesverlassungsgerichls ein dr ngt iches Ant iegen ist  Diese Antrage
wurde ledoch ebenso wenig beanMortet wie me ne Anregung, wegen def aulgeworle-
nen Rechtsfragen auch die Rechtsdezernenien der Bezirksämter zu beleiliqen. Nach
äl lem muß ch ännehmen, daß ich bewußt von den probtemen terngehatän weroen
sol .  was m t der Pf l  cht der Velwa tung, den Dalenschulzbeauf lragten beider Erfü ung
serner Aufgaben zu unlersiützen (S20 Abs. a HmbDSG), nur schwer in Enkang zu
bnngen rst

512.73 Al lgemeines Krankenhaus A tona

Ebenfal ls rm 4. Täi igke tsber chl  (413. j  i .  S 97 f f  )  hatte ich von einef überprüfung der
Abrechungsabtei  ung des Al lgemeinen Krankenhauses Altona berichtet.  lm Dezemoer
1985 hal le ch meinen Prütberichl  der Gesundhei lsbehörde mil  der Bit te um Sle ung-
nahme bis zum 31. März 1986 zugetei let .  Obwoht mir im Laufe des Jahres rnehnacn
telefonisch und schri f t l ich zu best mmten Terminen eine Ste tungnahme von der ce
sundhetsbehörde zugesagt wurde t iegl  s ie mir bis heule nicht vof.

5.12.7.4 ZenlJalan,bu anz lür Betrunkene (ZAB)

Schon an anderef Slelle dieses Berichts (vgl 5.8.8) habe ich berichtet, daß ch d e ZAB
Anfang lrai ]986 datenschutzrechttich überprült habe. Dabei habe ch eine Reihe von
I\,1ängeln f eslgesle l :
-  So exist terte in den Räumen der ZAB eine voIsländige Namenskadei für den Zei l -

raum 1974-1984, ohne daß diese eine erkennbare oder benennbare Funkl ion nar- 
lDie voilständigen BehandlungsMgen werden gesondert verwahrt).

-  Ebenia ls noch vorhanden sind die votsländigen Autnahme, und Abrechnungsbö
gen. dre überw egend nichl  mehr benöl gt  werden.

* Letztere werden darüber hinaus im Hafenkrankenhaus, teitweise in oifenen Fleqa-
len auf dem Flur - und damit prakt sch jedern zugängtich - aufbewahrl.
Wegen der dalenschutzrechtlichen Probleme, die die ständioe Anwesenheil ernes
Pol izeibeamlen mt sich br ingl  verwe se ch auf di€ Ausfuhiunqen unter 5.8.a.
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